
 

 

GRENKE AG 

Baden-Baden 

Veröffentlichung gemäß 
§ 113 Abs. 3 Satz 6 i.V.m. § 120a Abs. 2 AktG 

 

(Votum zur Vergütung der Aufsichtsmitglieder) 

 

Die ordentliche Hauptversammlung der GRENKE AG hat am 29. Juli 2021 entsprechend 

dem Gegenantrag der Grenke Beteiligung GmbH & Co. KG zu Tagesordnungspunkt 8 die 

Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder, einschließlich der Angaben nach § 87a Abs. 1 Satz 

2 AktG, und die entsprechende Änderung von § 10 der Satzung mit einer Mehrheit von 

71,55 Prozent beschlossen. Die Abstimmungsergebnisse der ordentlichen Hauptversamm-

lung 2021 finden Sie hier. 

 

Beschluss (I.) und Vergütungssystem (II.) werden nachfolgend wiedergegeben: 

 
I. Beschlussfassung entsprechend dem Gegenantrag der Grenke Beteiligung 

GmbH & Co. KG zu Punkt 8 der Tagesordnung 

 

Die ordentliche Hauptversammlung der GRENKE AG hat am 29. Juli 2021 entsprechend 

dem Beschlussvorschlag der Aktionärin, Grenke Beteiligung GmbH & Co. KG, zu Ta-

gesordnungspunkt 8, „Beschlussfassung über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder, 

einschließlich der Angaben nach § 87a Abs. 1 Satz 2 AktG, und über die entsprechende 

Änderung von § 10 der Satzung“, den folgenden Beschluss gefasst: 

 

1. Die in Abschnitt II.2 der Einberufung dargestellte Vergütung der Aufsichtsratsmitglie-

der, einschließlich des dort ebenfalls enthaltenen Aufsichtsratsvergütungssystems, wird 

mit Wirkung ab 1. August 2021 beschlossen.  

 

2. Die Absätze 1, 2 und 3 des § 10 der Satzung werden wie folgt neu gefasst:  

 

„(1) Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten ab 1. August 2021 für jedes volle Geschäftsjahr 

ihrer Zugehörigkeit zum Aufsichtsrat eine feste Vergütung von EUR 60.000,00, der Vor-

sitzende des Aufsichtsrats von EUR 90.000,00 und der stellvertretende Vorsitzende von 

EUR 75.000,00. Aufsichtsratsmitglieder, die nicht während eines gesamten Geschäfts-

jahres im Amt waren, erhalten für jeden angefangenen Monat ihrer Tätigkeit ein Zwölftel 

der Vergütung. 

 

https://media.grenke.com/download/downloadgateway.dll/getfile?p_inst_id=32279944&p_session_id=&p_obt_id=3808781&p_spec_id=1


(2) Für die Mitgliedschaft und den Vorsitz in den Ausschüssen des Aufsichtsrats werden 

zusätzlich feste jährliche Vergütungen wie folgt gezahlt: 

 

a) für die Tätigkeit im Prüfungsausschuss: 

Vorsitz: EUR 36.000,00 

Mitgliedschaft: EUR 18.000,00 

 

Ist der Vorsitzende gleichzeitig Aufsichtsratsvorsitzender, erhält er für die Ausschusstä-

tigkeit den Betrag einer einfachen Mitgliedschaft. 

 

b) für die Tätigkeit in sonstigen vom Aufsichtsrat eingerichteten Ausschüssen:  

 

Vorsitz: EUR 15.000,00 

Mitgliedschaft: EUR 10.000,00 

 

Ist der Vorsitzende gleichzeitig Aufsichtsratsvorsitzender, erhält er für die Ausschusstä-

tigkeit den Betrag einer einfachen Mitgliedschaft. 

 

Die Vergütungen für Ausschusstätigkeiten werden für höchstens einen Ausschuss be-

rücksichtigt. Ist das Aufsichtsratsmitglied in mehreren Ausschüssen tätig, ist die höchst-

dotierte Ausschusstätigkeiten maßgeblich.  

 

Die Vergütung der Ausschusstätigkeiten setzt voraus, dass der jeweilige Ausschuss im 

Geschäftsjahr getagt hat. Bei nur zeitweiser Ausschussmitgliedschaft während eines 

Geschäftsjahres gilt Abs. 1 Satz 2 entsprechend. 

 

(3) Die Neuregelung der Aufsichtsratsvergütung gilt ab dem 1. August 2021. Bis zu die-

sem Zeitpunkt gelten die bisherigen Regelungen unverändert fort.“ 

 

Die bisherigen Absätze 3, 4 und 5 des § 10 der Satzung werden entsprechend zu den 

Absätzen 4, 5 und 6 des § 10 der Satzung. 

 

 
II. System zur Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 

(In der durch die Zustimmung zum Gegenantrag modifizierten Fassung) 

 

Das Vergütungssystem ist einfach, klar und verständlich ausgestaltet. Die Aufsichtsrats-

mitglieder erhalten die in der Satzung festgelegte Festvergütung von EUR 60.000,00. Der 

höhere zeitliche Aufwand des Vorsitzenden und des stellvertretenden Vorsitzenden wird 

entsprechend der Empfehlung des DCGK 2020 angemessen berücksichtigt. Daher erhält 

der Aufsichtsratsvorsitzende das 1,5-fache, sein Stellvertreter das 1,25-fache dieser Ver-

gütung. Für die Mitgliedschaft in Ausschüssen wird ebenso in Einklang mit der Empfeh-

lung des DCGK 2020 eine zusätzliche Vergütung gewährt, die zwischen den vom Auf-

sichtsrat eingerichteten Ausschüssen einerseits und dem Ausschussvorsitzenden und 

den Ausschussmitgliedern andererseits differenziert. Für die Tätigkeit im Prüfungsaus-

schuss werden dem Vorsitzenden EUR 36.000,00 und den Mitgliedern EUR 18.000,00 



gewährt; für die Tätigkeit in sonstigen vom Aufsichtsrat eingerichteten Ausschüssen wer-

den dem Vorsitzenden jeweils EUR 15.000,00 und den Mitgliedern jeweils EUR 10.000,00 

gewährt.  

 

Der Aufsichtsrat kann auf Grundlage dieser Vergütungsregelung bei Bedarf neue Aus-

schüsse einrichten, wenn dies nach seinem Ermessen die Wirksamkeit der Arbeit des 

Aufsichtsrats fördert. 

 

Die Vergütung ist gemäß § 10 Abs. 4 der Satzung jeweils nach Ablauf des Geschäftsjah-

res zahlbar. Sie ist an die Dauer der Bestellung gekoppelt. Die Vergütung der Ausschus-

stätigkeiten setzt voraus, dass der jeweilige Ausschuss im Geschäftsjahr getagt hat. Aus-

schusstätigkeiten werden für höchstens einen Ausschuss berücksichtigt, wobei bei Über-

schreitung dieser Höchstzahl die höchstdotierte Ausschusstätigkeit maßgeblich ist. Auf-

sichtsratsmitglieder, die nicht während eines gesamten Geschäftsjahres im Amt waren, 

erhalten - pro rata temporis - für jeden angefangenen Monat ihrer Tätigkeit ein Zwölftel 

der Vergütung; bei nur zeitweiser Ausschussmitgliedschaft während eines Geschäftsjah-

res gilt dies entsprechend.  

 

Die Aufsichtsratsmitglieder werden gemäß der Satzung in die Vermögensschaden-Haft-

pflichtversicherung der Gesellschaft einbezogen. Diese sieht für jedes Mitglied einen 

Selbstbehalt von zehn Prozent je Schadensfall, maximal aber das Eineinhalbfache der 

jährlichen festen Vergütung für alle Schadensfälle pro Jahr vor. Des Weiteren werden den 

Aufsichtsratsmitgliedern, die durch die Ausübung des Amtes entstehenden Auslagen ein-

schließlich einer etwaigen auf die Vergütung und den Auslagenersatz zu entrichtenden 

Umsatzsteuer erstattet. 

 

Der Aufsichtsrat ist anders als der Vorstand nicht operativ tätig. Vielmehr leistet er durch 

seine Überwachungs- und Beratungstätigkeit einen Beitrag zur Förderung der Geschäfts-

strategie und zur langfristigen Entwicklung der Gesellschaft (§ 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 

AktG). Höhe und Ausgestaltung der Aufsichtsratsvergütung stellen sicher, dass die Ge-

sellschaft als reguliertes Institut in der Lage ist, qualifizierte Kandidaten für eine Mitglied-

schaft im Aufsichtsrat der Gesellschaft zu gewinnen; auch hierdurch trägt die Aufsichts-

ratsvergütung nachhaltig zur Förderung der Geschäftsstrategie sowie zur langfristigen 

Entwicklung der Gesellschaft bei. 

 

Die Gewährung einer reinen Festvergütung ohne variable Bestandteile hat sich bewährt, 

entspricht der gängigen Praxis in anderen börsennotierten Gesellschaften und steht im 

Einklang mit der entsprechenden Anregung des DCGK. Vorstand und Aufsichtsrat sind 

der Auffassung, dass eine reine Festvergütung der Aufsichtsratsmitglieder am besten ge-

eignet ist, der unabhängig vom Unternehmenserfolg zu erfüllenden Beratungs- und Kon-

trollfunktion des Aufsichtsrats Rechnung zu tragen sowie unabhängige Personal- und Ver-

gütungsentscheidungen zu ermöglichen. Eine variable Vergütung, die vom Erreichen be-

stimmter Ziele oder Parameter abhängt, wäre für die Aufsichtsratsmitglieder der GRENKE 

AG auch gemäß § 25d Abs. 5 Satz 4 KWG unzulässig. Die Vergütung des Aufsichtsrats 

enthält daher keine variablen Vergütungsbestandteile (§ 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3, 4 und 6 

AktG) und auch keine aktienbasierten Bestandteile (§ 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 AktG). 



 

Die Vergütung ist gemäß § 10 Abs. 4 der Satzung jeweils nach Ablauf des Geschäftsjah-

res zahlbar, so dass keine Aufschubzeiten für die Auszahlung von Vergütungsbestandtei-

len bestehen (§ 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 AktG). Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 

ist abschließend in der Satzung geregelt; Nebenvereinbarungen bestehen nicht. Zusagen 

von Entlassungsentschädigungen, Ruhegehalts- und Vorruhestandsregelungen bestehen 

nicht (§ 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 AktG). 

 

Die Vergütungs- und Beschäftigungsbedingungen der Arbeitnehmer waren und sind für 

das Vergütungssystem des Aufsichtsrats ohne Bedeutung (§ 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 9 

AktG). 

 

Das Vergütungssystem des Aufsichtsrats (§ 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 AktG) wird von der 

Hauptversammlung auf Vorschlag des Vorstands und des Aufsichtsrats beschlossen. In 

regelmäßigen Abständen, spätestens alle vier Jahre, nehmen Vorstand und Aufsichtsrat 

eine Überprüfung vor, ob die Höhe und Zusammensetzung der Vergütung noch marktge-

recht sind und in einem angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben des Aufsichtsrats 

sowie der Lage der Gesellschaft stehen. 

 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats sind aufgrund des aktienrechtlichen Kompetenzgefüges 

in die Ausgestaltung ihres Vergütungssystems eingebunden. Die diesbezügliche Ent-

scheidungskompetenz obliegt jedoch der Hauptversammlung, was Interessenkonflikten 

entgegenwirkt. Da die Vergütung in der Satzung geregelt ist, ist bei Änderung des Vergü-

tungssystems zugleich eine Satzungsänderung erforderlich. Die jeweils gültige Satzung 

ist im Internet unter www.grenke.de/unternehmen/investor-relations/corporate-gover-

nance abrufbar. 


